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„a) § 30 Absatz 3, § 31b Absatz 3 Nummer 1 und Num-
mer 3, § 32 Absatz 1, § 32a Absatz 1, § 32b Absatz 1
Satz 1 oder § 41 Absatz 4 Nummer 2, auch in Verbin-
dung mit § 40 Absatz 3a Satz 2, auch in Verbindung
mit § 41 Absatz 2 Satz 3 oder § 42 Absatz 2 Satz 2,
oder § 60 oder“.‘

2. Artikel 3 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

1.‚ Dem § 4 Absatz 3 werden die folgenden Sätze angefügt:

„Für das Verhältnis der Krankenkassen und ihrer Verbände un-
tereinander und zu den Versicherten gelten die §§ 1 bis 3, 19 bis
21, 32 bis 34a, 48 bis 80 und § 81 Absatz 2 Nummer 1, 2 Buch-
stabe a und Nummer 6, Absatz 3 Nummer 1 und 2, Absatz 4 bis
10 sowie die §§ 82 bis 95 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen entsprechend, wobei der Versorgungsauftrag der
gesetzlichen Krankenkassen zu berücksichtigen ist. Satz 2 gilt
nicht für Verträge, sonstige Vereinbarungen, Beschlüsse, Emp-
fehlungen, Richtlinien oder sonstige Entscheidungen von Kran-
kenkassen oder deren Verbänden, zu deren Abschluss die Kran-
kenkassen oder deren Verbände gesetzlich verpflichtet sind, so-
wie für Beschlüsse, Empfehlungen, Richtlinien oder sonstige
Entscheidungen des Gemeinsamen Bundesausschusses, zu denen
er gesetzlich verpflichtet oder ermächtigt ist. Krankenkassen
können die Unterlassung unzulässiger Werbemaßnahmen von
anderen Krankenkassen verlangen; § 12 Absatz 1 bis 3 des Ge-
setzes gegen den unlauteren Wettbewerb gilt entsprechend.“ ‘

3. Nach Artikel 3 wird folgender Artikel 4 eingefügt:

‚Artikel 4

Änderung des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten

Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2353) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 30 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nummer 1 werden die Wörter „einer Milli-
on“ durch die Wörter „zehn Millionen“ ersetzt.

bbb) In Nummer 2 wird das Wort „fünfhunderttau-
send“ durch die Wörter „fünf Millionen“ er-
setzt.

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt:

„Verweist das Gesetz auf diese Vorschrift, so verzehn-
facht sich das Höchstmaß der Geldbuße nach Satz 2 für
die im Gesetz bezeichneten Tatbestände.“

* Wird nach Vorliegen der lektorierten Druckfassung durch diese ersetzt.
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b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:

„(2a) Im Falle einer Gesamtrechtsnachfolge oder einer
partiellen Gesamtrechtsnachfolge durch Aufspaltung (§ 123
Absatz 1 des Umwandlungsgesetzes) kann die Geldbuße
nach Absatz 1 und 2 gegen den oder die Rechtsnachfolger
festgesetzt werden. Die Geldbuße darf in diesen Fällen den
Wert des übernommenen Vermögens sowie die Höhe der
gegenüber dem Rechtsvorgänger angemessenen Geldbuße
nicht übersteigen. Im Bußgeldverfahren tritt der Rechts-
nachfolger oder treten die Rechtsnachfolger in die Verfah-
rensstellung ein, in der sich der Rechtsvorgänger zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Rechtsnachfolge befunden
hat.“

c) Folgender Absatz 6 wird angefügt:

„(6) Bei Erlass eines Bußgeldbescheids ist zur Siche-
rung der Geldbuße § 111d Absatz 1 Satz 2 der Strafprozess-
ordnung mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle
des Urteils der Bußgeldbescheid tritt.“

2. § 130 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

„§ 30 Absatz 2 Satz 3 ist anzuwenden.“

b) Im neuen Satz 4 wird die Angabe „Satz 2“ durch die Anga-
be „Satz 3“ ersetzt.‘

4. Die bisherigen Artikel 4 bis 6 werden die Artikel 5 bis 7.

5. In dem neuen Artikel 5 werden in den Absätzen 1, 3, 4 und 5 jeweils
die Wörter „und Absatz 3“ gestrichen.

6. Der neue Artikel 7 wird wie folgt geändert:

a) Die Wörter „von Satz 3“ werden durch die Wörter „der Sätze 3
und 4“ ersetzt.

b) Folgender Satz wird angefügt:

„Artikel 4 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.“;

b) den Antrag auf Drucksache 17/9956 abzulehnen.

* Wird nach Vorliegen der lektorierten Druckfassung durch diese ersetzt.


